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Text 

Rahmenregelung 

§ 64. (1) Die Zuweisungsstelle kann mit einem Fahrwegkapazitätsberechtigten eine Regelung 
treffen, die die Zuweisung von Fahrwegkapazität für einen längeren Zeitraum als eine 
Netzfahrplanperiode vorsieht. Es kann die zeitliche Bandbreite festgelegt werden, innerhalb der 
Fahrwegkapazität anzubieten ist, wenn die beantragte Fahrwegkapazität nicht verfügbar ist. Die 
Zuweisung einzelner Zugtrassen darf nicht geregelt werden. 

(2) Die Zuweisung von Fahrwegkapazität für einen längeren Zeitraum als eine Netzfahrplanperiode 
hat, ausgenommen im Falle des Abs. 3, in Form eines schriftlichen Rahmenvertrages zu erfolgen. Sofern 
ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen nicht selbst die Funktion einer Zuweisungsstelle ausübt, haben 
die Zuweisungsstellen Rahmenverträge mit den Fahrwegkapazitätsberechtigten im Namen und auf 
Rechnung des Eisenbahninfrastrukturunternehmens abzuschließen. 

(3) Die Zuweisung von Fahrwegkapazität für einen längeren Zeitraum als eine Netzfahrplanperiode 
an ein integriertes Eisenbahnunternehmen zur Ausübung von Zugangsrechten auf seiner 
Eisenbahninfrastruktur hat in Form einer von der Zuweisungsstelle und dem integrierten 
Eisenbahnunternehmen unterfertigten Rahmenurkunde zu erfolgen. 

(4) Rahmenregelungen dürfen den Zugang zur betreffenden Eisenbahninfrastruktur durch andere 
Fahrwegkapazitätsberechtigte nicht ausschließen. Rahmenregelungen müssen eine Regelung enthalten, 
die ihre Änderung im Interesse einer besseren Nutzung der betreffenden Eisenbahninfrastruktur 
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ermöglicht; in einem solchen Fall der Änderung einer Rahmenregelung kann eine Pönale vereinbart 
werden. 

(5) Rahmenregelungen sollen auf die Dauer von fünf Jahren befristet sein und können um die 
gleichen Zeiträume wie die ursprüngliche Laufzeit verlängert werden. Rahmenregelungen sind der 
Schienen-Control Kommission innerhalb eines Monats ab ihrer Erstellung von der Zuweisungsstelle 
vorzulegen. Rahmenregelungen mit einer Laufzeit von mehr als fünf Jahren sind gegenüber der Schienen-
Control Kommission zu rechtfertigen; dafür sind gleichzeitig mit deren Vorlage Angaben über die der 
Rahmenregelung als Motiv zugrunde liegenden geschäftlichen Verträge, besonderen Investitionen oder 
Risiken zu machen. Rahmenregelungen mit einer Laufzeit von mehr als zehn Jahren unterliegen der 
Genehmigung der Schienen-Control Kommission; diese ist insbesondere bei umfangreichen und 
langfristigen Investitionen, vor allem in Verbindung mit vertraglichen Verpflichtungen, sowie sonstigen 
vergleichbaren Risiken zu erteilen. 

(6) Unter Wahrung des Geschäftsgeheimnisses sind die wesentlichen Merkmale jeder 
Rahmenregelung von der Zuweisungsstelle anderen Fahrwegkapazitätsberechtigten auf Verlangen 
bekannt zu machen. 
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